Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


. —. — ————.. —PPh;—Pk.—— — — 12 7 
Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 18. Januar 1932 
— —— ——— — —— ہه۔َْٗہجھہےھؤہوت‎ 
Inhalt: Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſe i S. 28a 

Verordnung betr. Aenderung der Gebührenordnung für Not arte. S. 28 d 


8a Rechtsverordnung 
über die Senkung von Zinſen. 
Vom 16. 1. 1932. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 30 und 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


9۲۲۱۱۲۸۵۲ I 
Kapitalmarkt 
§ 1 

I Der Zinsſatz von Anleihen, über die Teilſchuldverſchreibungen (Pfandbriefe, Kommunalſchuld⸗ 
verſchreibungen, Induſtrieobligationen uſw.) ausgegeben ſind, wird, wenn er 8 vom Hundert oder we— 
niger, aber mehr als 6 vom Hundert beträgt, auf 6 vom Hundert, wenn er mehr als 8 vom Hundert 
beträgt, im Verhältnis von 8 zu 6 herabgeſetzt. 

II Soweit der Zinsſatz mehr als 12 vom Hundert beträgt, wird der 12 vom Hundert über⸗ 
ſteigende Teil des Zinsſatzes im Verhältnis von 8 zu 4 herabgeſetzt; im übrigen gilt Abſatz J. 

III Ergibt ſich als herabgeſetzter Zinsſatz eine Zahl, die nicht in volle Viertel teilbar iſt, ſo wird 
ſie nach oben auf ein volles Viertel abgerundet. : 

IV Die Herabſetzung gilt nur für Zinſen, die für einen nach dem Inkrafttreten dieſer Bers 
ordnung liegenden Zeitraum geſchuldet werden. 

8 2 

I Die Vorſchriften des § 1 gelten entſprechend für Zinſen von Forderungen, einſchließlich der 
Hypotheken, ſowie von Grundſchulden, wenn die regelmäßige Fälligkeit nicht früher als ein Jahr nach 
ihrem Entſtehen eintritt. 

II Der Zinsherabſetzung unterliegen auch ſolche Forderungen (Hypotheken) und Grundſchulden, die 
für unbeſtimmte Zeit begründet ſind und deren Fälligkeit von einer Kündigung abhängt, wenn die 
Kündigung nicht für einen Zeitpunkt ausgeſprochen worden iſt, der innerhalb eines Jahres ſeit dem 
Entſtehen der Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld liegt. 

III Der Zinsherabſetzung unterliegen nicht Forderungen (Hypotheken) und Grundſchulden, deren 
Fälligkeit durch Stundung hinausgeſchoben worden iſt, wenn die am 1. Januar 1932 laufende 
Stundungsfriſt weniger als 1 Jahr beträgt. 

§ 3 

I Der Herabſetzung unterliegt auch der Zinsſatz einer Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld, 
der von dem Inkrafttreten bis zur Verkündung dieſer Verordnung vereinbart worden iſt. Die Herab⸗ 
ſetzung tritt nicht ein, wenn die Beteiligten, die durch dieſe Verordnung vorgeſehene Zinsherabſetzung 
ausſchließen wollten. 

II Eine Zinsherabſetzung nach Abſ. I Satz 1 berührt nicht die übrigen Teile der Vereinbarung. 


8 4 
Der Zinsherabſetzung unterliegt auch eine Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld, die erſt nach 
dem 31. Dezember 1931 entſteht, zu deren Begründung ſich der Gläubiger aber vor dem 1. Januar 
1932 verpflichtet hat. Durch die Zinsherabſetzung wird die Verpflichtung zur Begründung der For⸗ 
derung (Hypothek) oder Grundſchuld nicht berührt. 8 3 gilt entſprechend. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 26. 1. 1932.) 
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Herabzuſetzen iſt auch ein Zinsſatz, der nicht durch eine Zahl beſtimmt, ſondern nach einem Maß— 


ſtab (3. B. Diskont der Bank von Danzig) zu errechnen iſt, ſoweit ſich dabei für einen nach dem 
31. Dezember 1931 liegenden Zeitraum ein Zinsſatz von mehr als 6 vom Hundert ergibt. 


5 6 
1 Nicht als Zinſen gelten Zuſchläge, die ein Schuldner wegen Verzuges oder wegen Nichtbe— 
wirkung von Nebenleiſtungen zu zahlen hat, auch wenn fie als Zinſen (6. B. Verzugs- oder Straf— 
zinſen) bezeichnet ſind. 
II Nicht als Zinſen gelten ferner ſolche Zuſchläge zu feſten Zinſen, die für den Fall eines be— 
ſtimmten Geſchäftsergebniſſes des Schuldners zu leiſten ſind. 


8 7 ۱ 
I Nicht gekürzt wird der Verwaltungskoſtenbeitrag, der bei Forderungen oder Grundſchulden 
vereinbart iſt, wie zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung einer Hypothekenbank oder anderen 
vom Senat der Freien Stadt Danzig zu beſtimmenden Anſtalten und Unternehmungen zuſtehen. 
II Sit ein Verwaltungskoſtenbeitrag nicht beſonders vereinbart, fo gilt ein Halbes vom Hundert 
der Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld als Verwaltungskoſtenbeitrag. 
III Der Senat wird ermächtigt, den Verwaltungskoſtenbeitrag zu ermäßigen. 


8 8 
Der Zinsherabſetzung unterliegen, ohne daß es auf die Fälligkeit ankommt, Forderungen nicht, 
die entſtanden ſind 

a) im Rahmen eines bankmäßigen Perſonalkreditgeſchäftes, 

b) daraus, daß Kreditinſtitute Vorſchüſſe auf Darlehen gegeben haben, die langfriſtig aufge— 
nommen werden ſollten (Zwiſchenkredite), 

c) aus Darlehen und Vorauszahlungen, die auf Verſicherungsſcheine gewährt worden ſind, 

d) aus Darlehen, die aus Gefälligkeit oder ſonſt unter Umſtänden gegeben worden ſind, aus 
denen zu entnehmen iſt, daß eine langfriſtige Kreditgewährung nicht beabſichtigt war. 

§ 9 
I Nichtig iſt eine vor dem 1. Januar 1932 getroffene Vereinbarung oder Satzungsbeſtimmung, 
wonach: 
a) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung auf dieſe verzichtet wird, 
b) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung die Hauptforderung fällig oder vorzeitig 
kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurrückzuzahlen iſt, 
c) die Hauptforderung fällig oder vorzeitig kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzu— 
zahlen iſt, wenn eine Vereinbarung nach a) geſetzlich für nichtig erklärt werden ſollte. 

II Eine Nichtigkeit nach Abſ. I berührt nicht die Gültigkeit der übrigen Teile der Vereinbarung 

oder Satzung. # 
8 10 

Die Zinsgrenze, bis zu welcher die Aufwertungsſtelle den Zinsſatz erhöhen kann (§ 8 des Geſetzes 
über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 1931 (G. Bl. S. 575) 
wird auf 6% herabgeſetzt. 

8 11 

1 Forderungen und Grundſchulden der in den 88 1-5 bezeichneten Art, deren Zinſen nach dieſer 
Verordnung herabgeſetzt find, kann der Gläubiger nicht vor dem 31. Dezember 1933 kündigen. Iſt 
die Kündigung vertraglich für eine beſtimmte Friſt ausgeſchloſſen, ſo verlängert ſich dieſe Friſt um 
zwei Jahre. Durch die Verlängerung wird die Friſt über den 31. Dezember 1935 hinaus nicht er— 
ſtreckt. Iſt die Kündigung vertraglich erſt zu einem nach dem 31. Dezember 1935 liegenden Zeit— 
punkt zuläſſig, ſo behält es dabei ſein Bewenden. 

I Durch die Beſtimmung des Abſatzes I wird die Fälligkeit einer Forderung (Hypothek) oder 
Grundſchuld nicht berührt, wenn die Fälligkeit, ohne daß es einer Kündigung bedarf, nach Verein— 
barung oder Satzungsbeſtimmung eintritt. 

III Vor dem 9. Dezember 1931 ausgeſprochene Kündigungen bleiben wirkſam; nach dieſem Zeit- 
punkt erfolgte Kündigungen ſind unwirkſam. 

IV Für die Fälligkeit der in 8 1 Abſ. I genannten Anleihen bleibt es bei den bisherigen Be 
ſtimmungen. f 


۷ Beſtehende Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, nach denen die Forderung oder die 
Grundſchuld vorzeitig fällig wird, ſowie die Rechte des Gläubigers nach den SS 1133 bis 1135 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bleiben unberührt. 

VI Das Kündigungsrecht des Schuldners und des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks wird 
durch die Vorſchriften dieſer Verordnung nicht beſchränkt. ۰ 

VII Die Fälligkeitsvorſchriften des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichs— 
hypotheken vom 26. Juni 1931 (G. Bl. S. 575) bleiben unberührt. 


8-12 

I Die Kreditinſtitute der in § 7 bezeichneten Art können den Tilgungsplan ihrer Pfandbriefe 
und Schuldverſchreibungen ändern, wenn die durch im § 11 Abſ. I vorgeſehene Anderung der Fällig- 
keit die Rückzahlung der zur Deckung dienenden Forderungen oder Grundſchulden hinausgeſchoben 
wird. : 

11 Die Kreditinſtitute können ferner den Tilgungsplan ihrer Pfandbriefe und Schuldverſchrei— 
bungen ändern, wenn durch die Zinsherabſetzung die Tilgungsdauer der zur Deckung dienenden For- 
derungen (Hypotheken) oder Grundſchulden verlängert wird. Sie können den Tilgungsplan auch in⸗ 
ſoweit ändern, wie es notwendig iſt, um die Einlöſungsfriſten der Laufzeit der Deckungsforderunge 
Ehypotheken) oder -grundſchulden anzupaſſen. 3 

111 Die Kreditinſtitute können auch die von ihrem Schuldner einzuhaltenden Tilgungspläne ändern, 
Den bisherigen Tilgungsſatz dürfen ſie jedoch nur ſoweit erhöhen, wie es zu einer Abrundung er— 
forderlich iſt. 

IV Die Anderung eines Tilgungsplans bedarf der Genehmigung des Senats. Dieſer kann 
Näheres über die Anderung des Tilgungsplans beſtimmen. 


8 13 
Der Gläubiger einer Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld, deren Fälligkeitsbedingungen nach 
§ 11 Abſ. I verändert werden, kann, auch wenn dies nicht vereinbart iſt, ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner länger als einen Monat mit einer Zins— 
zahlung im Verzug iſt. 
5 s 14 
I Die Hypothek oder die Grundſchuld für die nach Ss 2 bis 5 herabgeſetzten Zinſen erliſcht. 
I Das gleiche gilt für die gemäß 8 1187 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Sicherungs— 
hypotheken. 
8 15 
Die Vorſchriften der 88 1 bis 14 finden auf folgende im Ausland begebene Schuldverſchrei— 
bungen keine Anwendung: 
1. auf die 7prozentige Anleihe der Stadtgemeinde Danzig von 1925, 
2. auf die 6½½ prozentige Staats- (Tabatmonopol) Anleihe der Freien Stadt Danzig von 1927, 
3. auf die 6½ prozentige Anleihe des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege von 
Danzig von 1927, 
4. auf die 7prozentige Anleihe der Danziger Elektriſchen Straßenbahn Aktiengeſellſchaft von 
1928. 
$ 16 
I1 § 247 des Bürgerlichen Geſetzbuchs tritt wieder in Kraft. 
II Ein Verwaltungskoſtenbeitrag ($ 7) gilt nicht als Teil des Zinsſatzes im Sinne des $ 247 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
111 Die Friſt von ſechs Monaten, nach deren Ablauf ein Schuldner gemäß § 247 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Kapital kündigen darf, beginnt früheſtens mit dem 1. März 1932. 


8 17 
I Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs be— 
dürfen die auf dieſer Verordnung beruhenden Veränderungen der Zinsſätze und der Fälligkeitsbe⸗ 
ingungen nicht der Eintragung. 
11 Die Vorſchriften des § 796 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden keine Anwendung, ſoweit 
nach dieſer Verordnung Zinsſätze und Fälligkeitsbedingungen verändert werden. : 


اا 


زا 


روه د اب ګن کے هن مو سا د میں ار پک اسیو ا Kalt‏ 
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8 18 : 4 
Rechtsnachteile, die an eine unpünktliche Zahlung geknüpft ſind, treten nicht ein, wenn bis zum 
1. Juli 1932 fällige Zins- und Tilgungsbeträge infolge eines nicht auf grober Fahrläſſigkeit Des 
ruhenden Irrtums über die Höhe der nach dieſer Verordnung und den zu ihrer Durchführung oder Er— 
gänzung erlaſſenen Verordnungen geſchuldeten Beträge unvollſtändig gezahlt werden. 
Artikel II 
Geldmarkt 
8 1 
I Unternehmungen, die geſchäftsmäßig die Verwahrung oder Verwaltung von Geldbeträgen, ins- 
beſondere die Übernahme von Geldbeträgen zur Verzinſung (Depoſitengeſchäfte) betreiben, find ver— 
pflichtet, einer vom Senat zu beſtimmenden Stelle jeweils zum 31. März, 30. Juni, 30. September 
und 31. Dezember jeden Jahres, erſtmalig für den 2. Januar 1932, Angaben über die von ihnen 
berechneten Soll-Zinſen und Proviſionen aller Art ſowie über die von ihnen im Spar- und Depofiten- 
geſchäft gewährten Haben-Zinſen zu machen. Dieſe Angaben haben ſich zu erſtrecken auf die in der 
Berichtsperiode berechneten Mindeſt- und Höchſtſätze für Zinſen und Proviſionen und zwar: 
1. im Wechſeldiskontgeſchäft, 
2. im Kontokorrent-Kreditgeſchäft, 
3. bei der Beleihung von Waren und Wertpapieren, 
4. im Spar- und Depoſitengeſchäft. 
I Dieſe Angaben find für den 2. Januar 1932 innerhalb zwei Wochen nach Inkrafttreten 
dieſer Rechtsverordnung, im übrigen innerhalb zwei Wochen nach dem 31. März, 30. Juni, 30. Sep⸗ 
tember und 31. Dezember jeden Jahres einzureichen. 


III Die vom Senat beſtimmte Stelle kann im Bedarfsfalle die im Abſatz 1 vorgeſchriebenen 
Angaben jederzeit binnen einer von ihr zu beſtimmenden Friſt verlangen. 
8 2 
Unternehmungen, welche gegen dieſe Vorſchriften verſtoßen, kann der Senat den weiteren Be— 
trieb von Depoſitengeſchäften unterſagen. 
83 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der SS 1 und 2 werden mit Gefängnis bis zu einem 
Sahre oder mit Gelditrafe bis zu fünfhunderttauſend Gulden beſtraft. 
Artikel III 
Schlußvorſchriften 
I Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Januar 1932 in Kraft. 
II Der Senat kann die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Ver— 


waltungsvorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung 
für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden Inhalts treffen. 


Danzig, den 16. Januar 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


8 Verordnung 
betreffend Anderung der Gebührenordnung für Notare. 
Vom 15. 1. 1932. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 2 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
f Artikel 1 


Die Gebührenordnung für Notare in der für Danzig geltenden Faſſung (G. Bl. 1923 S. 426, 
1094, 1101, 1242; 1924 S. 17, 101; 1925 S. 54; 1926 S. 65; 1928 S. 32, 78; 1931 S. 645, 
966) wird, wie folgt, geändert: : ۱ 


280 


Artikel II 
Im 8 19 wird die Zahl „0,25 G“ durch die Zahl „0,40“ erſetzt. : 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. April 1931 in Kraft mit der Maßgabe, daß eine 
Nachforderung nicht ſtattfindet, wenn Schreibgebühren nach den bisher geltenden Beſtimmungen bereits 
in Rechnung geſtellt ſind. 


Danzig, den 15. Januar 1932 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


8e Verordnung 
ی‎ Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 
27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79). 
Vom 16. 1. 1932. 


Auf Grund von 8 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 
Einziger Artikel 2 
Die nach Abſ. 1 des 8 1 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) 
vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zur Zeit geltenden Faſſung am 1. 4. 1932 eintretende 
Steigerung der geſetzlichen Miete fällt fort. 


Danzig, den 16. Januar 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


— Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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